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c) Der Absatz 4 wird gestrichen, 
d Der Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„ (C) Eine technische Lösung beruht auf erfinderi­
sch;;: Tätigkeit, wenn sie sich für den Fachmann nicht 
in naheliegender Weise aus dem Stand der Technik 
ergibt.“

e Der Absatz 6 erhält folgende Fassung:
„(6) Als Erfindungen gelten nicht:

— Verfahren zur chirurgischen oder therapeutischen 
Behandlung des menschlichen oder tierischen

' Körpers und Diagnostizierverfahren, die am 
. menschlichen oder tierischen Körper vorgenommen 

werden. Dies gilt nicht für Erzeugnisse, insbeson­
dere Stoffe oder Stoffgemische, zur Anwendung in 
einem der vorstehend genannten Verfahren;

— Pflanzensorten und Tierarten sowie im wesent­
lichen biologische Verfahren zur Züchtung von 
Pflanzen oder Tieren, ausgenommen mikrobio­
logische Verfahren und die mit Hilfe dieser Ver­
fahren gewonnenen Erzeugnisse.“

4. Der § 5 wird wie folgt ergänzt:
„ (7) Als Erfindungen gelten ferner nicht

— Entdeckungen sowie wissenschaftliche Theorien und 
mathematische Methoden;

— ästhetische Formgestaltungen;
— Pläne, Regeln und Verfahren für gedankliche Tätig­

keiten, für Spiele oder für geschäftliche Tätigkeiten 
sowie Programme für Datenverarbeitungsanlagen;

— die Wiedergabe von Informationen.
Dies gilt nur insoweit, als für die genannten Gegenstände 
oder Tätigkeiten als solche Schutz begehrt wird.“

5. Der § 6 erhält folgende Fassung:
„§6

Ausschluß vom Patentschutz
Für technische Lösungen, deren Benutzung gegen die 

öffentliche Ordnung oder die guten Sitten verstoßen 
würde, werden keine Patente erteilt. “

6. Der § 8 erhält folgende Fassung:
„§8

Patente
(1) Der Rechtsschutz für Erfindungen wird durch Ertei­

lung von Ausschließungspatenten begründet.
(2) Ist eine Erfindung ein Staatsgeheimnis, dann ist das 

Patent geheimzuhalten. Einzelheiten der Behandlung 
solcher Erfindungen legt der Präsident des Patentamtes 
im Einvernehmen mit den zuständigen staatlichen Be­
hörden in einer Anordnung fest.“

7. Der § 9 erhält folgende Fassung:
,.§ 9

Diensterfindungen
(1) Ist eine Erfindung, die während der Dauer des 

Arbeits- oder Dienstverhältnisses des Erfinders zu einem 
Betrieb gemacht wurde, aus der dem Erfinder im Betrieb 
obliegenden Tätigkeit entstanden oder maßgeblich auf 
Erfahrungen oder Arbeiten eines Betriebes zurückzu­
führen (Diensterfindung), dann hat der Erfinder den 
Betrieb unverzüglich über das Vorliegen der Erfindung 
schriftlich zu informieren und diese zu beschreiben.

(2) Der Betrieb kann eine Diensterfindung unbeschränkt 
oder beschränkt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Erfinder in Anspruch nehmen. Die Erklärung ist 
spätestens bis zum Ablauf von vier Monaten nach Ein­
gang der ordnungsgemäßen Information gemäß Absatz 1 
abzugeben.

(3) Mit Zugang der Erklärung der unbeschränkten 
Inanspruchnahme gehen alle Rechte an der Diensterfin­
dung auf den Betrieb über. Mit Zugang der Erklärung der 
beschränkten Inanspruchnahme erwirbt der Betrieb ein

nicht ausschließliches Recht zur Benutzung der Dienst­
erfindung. Wird durch dieses Benutzungsrecht die ander­
weitige Verwertung der Diensterfindung durch den 
Erfinder unbillig erschwert, so kann der Erfinder ver­
langen, daß der Betrieb innerhalb von zwei Monaten die 
Diensterfindung entweder unbeschränkt in Anspruch 
nimmt oder sie dem Erfinder frei gibt.

(4) Wird eine Diensterfindung unbeschränkt oder be­
schränkt in Anspruch genommen, so hat der Erfinder 
einen Anspruch auf Vergütung nach den Rechtsvor­
schriften. Einzelheiten der Rechte und Pflichten der 
Erfinder und der Betriebe im Zusammenhang mit Dienst­
erfindungen werden in einer Durchführungsbestimmung 
geregelt.

(5) Wird eine Diensterfindung vom Betrieb nicht gemäß 
Absatz 2 unbeschränkt in Anspruch genommen, dann 
kann der Erfinder über diese Erfindung frei verfügen. 
Das gleiche gilt unbeschadet des Benutzungsrechts des 
Betriebes nach Absatz 3, wenn die Diensterfindung be­
schränkt in Anspruch genommen wurde.“

8. Der § 10 und der § 11 Abs. 2 werden gestrichen. In § 11 
Abs. 3 werden die Worte „oder die Umwandlung eines 
Ausschließungspatents in ein Wirtschaftspatent“ ge­
strichen. In § 12 Abs. 1 und 2 werden die Worte „in den 
§§ 10 und 11“ durch „in § 11“ ersetzt. Der § 13 Abs. 2 wird 
gestrichen.

9. Der § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Laufdauer der Patente beträgt 20 Jahre. Sie 

beginnt mit dem Tag, der puf den Eingangstag der 
Patentanmeldung beim Patentamt folgt.“

10. Der § 15 Abs. 3 Sätze 2 und 3, § 16 Abs. 2 und 3, § 18 Abs. 3 
und § 19 Satz 2 werden gestrichen. In § 17 Abs. 1 werden 
die Worte „nach § 5 Abs. 6 und“ durch die Worte „nach § 5 
Abs. 6 und 7 sowie“ ersetzt. In §17 Abs. 2 werden die 
Worte „§ 10 und“, in § 18 Abs., 1 die Worte „bei Benutzung 
der Erfindung“, in §22 die Worte „sowie zur Umwand­
lung von Ausschließungspatenten in Wirtschaftspatente“ 
und in § 24 Abs. 3 die Worte „für Wirtschaftspatente“ 
gestrichen.

11. Der § 23 Satz3 erhält folgende Fassung:
„Die Aussetzung beträgt höchstens 15 Monate vom Tage 

der Einreichung der Anmeldung beim Patentamt oder, 
falls für die Anmeldung ein früherer Zeitpunkt als maß­
gebend in Anspruch genommen wird, von diesem Zeit­
punkt an gerechnet.“

12. Der § 25 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt:
„Der Präsident des Patentamtes kann nach dem Grund­

satz der Gegenseitigkeit Ausnahmen von Satz 1 zu­
lassen.“

13. Die Überschrift und die Absätze 1 und 2 des § 28 erhalten 
folgende Fassung:

»§ 28
Streitigkeiten über die Erfindervergütung

(1) Für die Entscheidung von Streitigkeiten über die 
Vergütung der Erfinder bei Diensterfindungen ist das 
nach dem Gerichtsverfassungsgesetz für Rechtsstreitig­
keiten auf den Gebieten des Patent-, Musterkennzeichen- 
und Urheberrechts in erster Instanz zuständige Gericht 
ausschließlich zuständig. Vor der Einreichung einer Klage 
ist die Schlichtungsstelle des Patentamtes änzurufen. Für 
die Dauer des Verfahrens vor der Schlichtungsstelle ist 
die Verjährung der geltend gemachten Ansprüche ge­
hemmt. Die Verjährung gilt als nicht gehemmt, wenn der 
Antrag zurückgenommen wird.

(2) Die Schlichtungsstelle besteht aus drei Mitgliedern, 
die vom Präsidenten des Patentamtes berufen werden. “

14. In § 29 Abs. 1 wird der Satz 2 gestrichen. In § 29 Abs. 1 
werden die Worte „in den §§ 10 und 11“ durch „des § 11“ 
ersetzt. In § 30 werden die Worte „einer Erfindung gemäß 
§8 Abs. 2“ durch die Worte „einer Diensterfindung“ er­
setzt und die Worte „bei Ausschließungspatenten“ ge­
strichen.


